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I. Firma und Sitz der Genossenschaft

§1

Firma und Sitz
Die Genossenschaft fUhrt die Firma ,,Juist — Infrastruktur und Wohnen eG".

Sie hat ihren Sitz auf der Nordseeinsel Juist.
ll. Gegenstand der Genossenschaft

§ 2

Iweck und Gegenstand der Genossenschaft

(1) Zweck der Genossenschaft ist die Férderung ihrer Mitglieder vorrangig durch eine
gute, sichere und verantwortbare Wohnraumversorgung sowie der Erhaltung der
Infrastruktur auf der Nordseeinsel Juist.

(2) Die Genossenschaft kann Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen
bewirtschaften, errichten, erwerben, vermitteln, veruBern und betreuen; sie kann
alle im Bereich der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, des Stddtebaus und der
Infrastruktur anfallenden Aufgaben Ubernehmen. Hierzu gehdren
Gemeinschaftsanlagen und  Folgeeinrichtungen, L&den und Rdume  fUr
Gewerbebetriebe, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen und Dienst-
leistungen. Zudem ist sie berechtigt sonstige, beliebige operative Tatigkeiten
aufzunehmen und anzubieten, die dem Zweck der Genossenschaft bzw. der
wirtschaftlichen Starkung dieser dienen.

(3) Die Ausdehnung des Geschdftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zugelassen.
lll. Mitgliedschaft

§3
Mitglieder

Mitglieder kénnen werden
a) naturliche Personen,

b) Personengesellschaften sowie juristische Personen des privaten und &ffentlichen
Rechfs.
§4

Erwerb der Mitgliedschaft

Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer vom Bewerber zu unterzeichnenden
unbedingten Beitrittserkl&rung und der Zulassung durch die Genossenschaft. Uber die
Zulassung beschlieBt der Vorstand. Dem Bewerber ist vor Abgabe seiner
BeitrittserklGrung die Safzung in der jeweils geltenden Fassung zur VerfGgung zu
stellen.
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§ 4a
Eintrittsgeld

(1) Bei der Aufnahme ist ein Einfrittsgeld zu zahlen. Uber die Héhe des Eintrittsgeldes
bis zum H&chstbetrag eines Geschdaftsanteils beschlieBen Vorstand und Aufsichtsrat
nach gemeinsamer Beratung.

(2) Das Eintrittsgeld kann dem Ehegatten bzw. dem eingetragenen Lebenspartner,

dem die Mitgliedschaft fortsetzenden Erben erlassen werden. HierUber entscheidet
der Vorstand,

§5
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch

a) Kindigung,

b) Tod,

c) Ubertragung des Geschdaftsguthabens,

d) Auflésung oder  Erlbéschen einer  juristischen Person oder einer
Personenhandelsgesellschaft,

e) Ausschluss.

§6
Kindigung der Mitgliedschaft

(1) Das Mitglied hat das Recht, durch Kindigung seinen Austritt aus der
Genossenschaft zu erkléren.

(2) Die Kindigung findet nur zum Schluss eines Geschdftsjahres statt. Sie muss
mindestens 36 Monate vorher schriftlich erfolgen.

(3) Das Mitglied hat ein auf einen Monat befristetes auBerordentliches
KUundigungsrecht nach MaBgabe des § 67a GenG, wenn die Vertreterversammlung

a) eine wesentliche Anderung des Gegenstandes der Genossenschaft,

b) eine Erhdhung des Geschdaftsanteils,

c) die EinfUhrung einer Pflichtbeteiligung mit mehreren Geschdaftsanteilen,

d) die EinfUhrung der Verpflichtung der Mitglieder zur Leistung von NachschUssen,

e) eine ldngere KUndigungsfrist als drei Jahre,

f) die EinfGhrung der Verpflichtung zur Inanspruchnahme von Einrichtungen oder von
anderen Leistungen der Genossenschaft oder zur Erbringung von Sach- oder

Dienstleistungen beschlieft.

(4) Das Mitglied scheidet aus der Genossenschaft zu dem Jahresschluss aus, zu dem
die Kindigung fristgerecht erfolgt ist.
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§7
Ubertragung des Geschdaftsguthabens

(1) Ein Mitglied kann mit Zustimmung des Vorstandes jederzeit, auch im Laufe des
Geschdaftsjahres, sein Geschaftsguthaben durch schriffliche Vereinbarung auf einen
anderen  Uberfragen und hierdurch aus der Genossenschaff  ohne
Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder
Mitglied wird.

(2) Ein Mitglied kann sein Geschdaftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft
auszuscheiden, teilweise Uberfragen und hierdurch die Anzahl seiner
Geschdaftsanteile verringern, soweit es nicht nach der Saftzung oder einer
Vereinbarung mit der Genossenschaft  zur  Befeligung mit  mehreren
Geschdftsanteilen  verpflichtet st  oder die Betfeligung mit mehreren
Geschdaftsanteilen Voraussetzung fUr eine  vom Mitglied in Anspruch genommene
Leistung der Genossenschaft ist. Die Voraussetzungen des Abs. 1 gelten
entsprechend.

Ist der Erwerber nicht Mitglied der Genossenschaft, so muss er die Mitgliedschaft
erwerben. Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist das Geschdaftsguthaben des
ausgeschiedenen oder Ubertragenden Mitgliedes seinem Geschdaftsguthaben
zuzuschreiben. Wird durch die Zuschreibung der Betrag der bisher Ubernommenen
Geschdftsanteile Uberschritten, so hat der Erwerber entsprechend der Hohe des
neuen Geschaftsguthabens einen oder mehrere Anteile zu Ubernehmen.

(3) Ein Mitglied, das durch fristgerechte Kindigung seinen Austritt aus der
Genossenschaft erklart hat, kann vor Ablauf des Geschdaftsjahres, zu dem die
KUndigung wirksam wird, jederzeit vom Vorstand dazu angehalten werden sein
Geschdaftsguthaben durch schriffiche  Vereinbarung auf einen anderen zu
Ubertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Auseinandersetzung
auszuscheiden.

§8
Beendigung der Mitgliedschaft im Todesfall

Stirbt ein Mitglied, so geht die Mitgliedschaft auf einen der Erben Uber. Bei mehreren
Erben ist der Ubernehmende Erbe zu bestimmen, bis dahin kénnen sie ein Stimmrecht
nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter ausiben. Eine spdtere Ubertragung
nach § 7 bleibt méglich.

§9
Beendigung der Mitgliedschaft durch Auflosung oder Erloschen einer
juristischen Person oder Personenhandelsgesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Personenhandelsgesellschaft aufgeldst oder
erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschdaftsjahres, in dem
die Auflésung oder das Erléschen wirksam geworden ist. FUhrt die Auflésung oder das
Erldschen zu einer Gesamtrechtsnachfolge, so setzt der Gesamirechtsnachfolger die
Mitgliedschaft fort.

§10
AusschlieBung eines Mitgliedes
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(1) Ein Mitglied kann zum Schluss des Geschdaftsjiahres aus der Genossenschaft
ausgeschlossen werden,

a) wenn es durch ein genossenschaftswidriges Verhalten schuldhaft oder
unzumutbar das Ansehen oder die wirtschaftichen Belange der
Genossenschaft oder ihrer Mitglieder schadigt oder zu schadigen versucht,

b) wenn es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den
satzungsmaBigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenUber bestehenden
Verpflichtungen nicht nachkommt. Dies gilt insbesondere dann, wenn die
Gefahr einer erheblichen Beeintréchtigung der Genossenschaft besteht,

c) wenn Uber sein Vermodgen ein Antrag auf Erdffnung eines Insolvenzverfahrens
gestellt worden ist,

d) wenn es unbekannt verzogen oder sein Aufenthalt I&nger als zwdlf Monate
unbekannt ist.

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Dem auszuschlieBenden
Mitglied ist vorher die Méglichkeit zu geben, sich zu dem Ausschluss zu GuBern.

(3) Der AusschlieBungsbeschluss ist dem Ausgeschlossenen unverziglich vom
Vorstand durch eingeschriebenen Brief (z. B. Einwurfeinschreiben) mitzuteilen. Von
dem Zeitpunkt der Absendung desselben kann das Mitglied nicht mehr an der
Vertreterversammlung teilnehmen.

(4) Der Ausgeschlossene kann innerhalb eines Monats nach Zugang des
AusschlieBungsbeschlusses durch  einen  an den Vorstand  gerichteten
eingeschriebenen Brief (z. B. Einwurfeinschreiben) gegen den Ausschluss Berufung
einlegen. Uber die Berufung entscheidet der Aufsichtsrat.

(5) In dem Verfahren vor dem Aufsichtsrat mUssen die Beteiligten Gelegenheit zur
Stellungnahme erhalten. Der Aufsichtsrat  entscheidet mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen. Der Beschluss ist den Beteiligten durch eingeschriebenen
Brief (z. B. Einwurfeinschreiben) mitzuteilen.

(6) Ein Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates kann erst ausgeschlossen
werden, wenn die Vertreterversammlung den Widerruf der Bestellung oder die
Abberufung beschlossen hat (§ 34).

§11

Auseinandersetzung

(1) Mit dem Ausgeschiedenen hat sich die Genossenschaft auseinanderzusetzen.
MaBgebend ist die Bilanz, die fur das Geschdaftsjahr, zu dessen Ende das Mitglied aus-
geschieden ist, festgestellt worden ist (§ 34).

(2) Der Ausgeschiedene kann lediglich sein Auseinandersetzungsguthaben, nicht
auch einen Anteil an den RUcklagen und dem sonsfigen Vermdgen der
Genossenschaft verlangen. Das Auseinandersetzungsguthaben wird berechnet nach
dem Geschdaftsguthaben des Mitgliedes (§ 16). Die Genossenschaft ist berechtigt, bei
der Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehende
falige Forderung gegen das Auseinandersefzungsguthaben aufzurechnen. Der
Genossenschaft haftet das Auseinandersetzungsguthaben des Mitgliedes fur einen
etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitgliedes.
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(3) Die Abtfretung und die Verpfdndung des Auseinandersetzungsguthabens an Dritte
sind unzul@ssig und der Genossenschaft gegenUber unwirksam. Der Vorstand kann
Ausnahmen zulassen. Eine Aufrechnung des Auseinandersetzungsguthabens durch
das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegentber der Genossenschaft ist nicht
gestattet.

(4) Das Auseinandersetzungsguthaben ist dem Ausgeschiedenen binnen sechs
Monaten seit dem Ende des Geschdaftsjahres, zu dem das Ausscheiden erfolgt ist,
auszuzahlen, nicht jedoch vor Feststellung der Bilanz. Der Anspruch auf Auszahlung
verjahrt in zwei Jahren.

(5) Die Genossenschaft gibt sich ein Mindestkapital nach § 8a GenG in Héhe von
300.000 Euro. Die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens ist ausgesetzt
solange das Mindestkapital nicht erreicht ist bzw. durch Auszahlung unterschritten
wurde. Anspruche auf Auszahlung richten sich nach der Reihenfolge des
Kondigungseingangs bei der Genossenschaft. Anteilige Auszahlungen des
Auseinandersetzungsguthabens sind ausgeschlossen.

IV. Rechte und Pflichten der Mitglieder

§12
Rechte der Mitglieder

(1) Die Mitglieder Uben ihre Rechte in Angelegenheiten der Genossenschaft durch
Beschlussfassung in der Vertreterversammlung aus.

(2) Aus den Aufgaben der Genossenschaft ergibt sich insbesondere das Recht jedes
Mitgliedes auf Inanspruchnahme von Dienstleistungen und Einrichtungen der
Genossenschaft nach den daflr gefroffenen Bestimmungen sowie das Recht auf
Teilnahme an sonstigen Vorteilen, die die Genossenschaft inren Mitgliedern gewdahrt,
nach MaBgabe der folgenden Safzungsbestimmungen und der aufgestellten
Grundsatze (§ 28).

(3) Das Mitglied ist aufgrund der Mitgliedschaft vor allem berechtigt,
a) weitere Geschdaftsanteile zu Ubernehmen (§ 16),
b) Vertreter fur die Vertreterversammlung zu wahlen (§ 30),

c) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder in Textform abgegebenen Eingabe
die Einberufung einer Vertreterversammlung oder die Ankindigung von
Gegenstdnden zur Beschlussfassung in  einer bereits einberufenen
Vertreterversammlung, soweit diese zZur Zustandigkeit der
Vertreterversammlung gehoéren, zu fordern (§ 32 Abs. 2 und 4),

d) an einer gemanB § 32 Abs. 2 einberufenen Vertreterversammilung teilzunehmen
und hier das Anfrags- und Rederecht durch einen Bevollmd&chtigten
auszuUben, soweit es zu den Mitgliedern gehort, auf deren Verlangen die
Vertreterversammlung einberufen wurde,

e) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder in Textform abgegebenen Eingabe
die Einberufung einer Generalversammlung zur Abschaffung der
Vertreterversammlung zu verlangen; §§ 32, 33 und 33a gelten enfsprechend,

f) die Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren in einer vom zehnten Teil
der Mitglieder unterschriebenen Eingabe beim Gericht zu beantragen (§ 44),
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g) eine Abschrift der Liste der gewdhlten Vertreter und der gewdhlien
Ersatzvertreter zu verlangen,

h) am Bilanzgewinn der Genossenschaft teilzunehmen (§ 40),

i) das Geschaftsguthaben ganz oder teilweise durch schriftliche Vereinbarung
auf einen anderen zu Ubertragen (§ 7),

i) den Austritt aus der Genossenschaft zu erkldren (§ 6),
k) freiwilig Ubernommene Geschdftsanteile zu kindigen (§ 17),
I) die Zahlung des Auseinandersetzungsguthabens zu fordern (§ 11),

m) Einsicht in die Niederschrift Gber die BeschlUsse der Vertreterversammlung zu
nehmen und eine Abschrift der Niederschrift zu verlangen sowie auf seine
Kosten eine Abschrift des in der Geschdftsstelle ausgelegten
Jahresabschlusses, des Lageberichts und der Bemerkungen des Aufsichtsrates
zu fordern,

n) die Mitgliederliste einzusehen,

o) das zusammengefasste Ergebnis des Prifungsberichts einzusehen.

§13
Wohnliche Versorgung der Mitglieder

(1) Die Nutzung einer Genossenschaftswohnung sowie der Erwerb eines Eigenheimes
oder einer Wohnung in der Rechtsform des Wohnungseigentums bzw.
Dauverwohnrechts nach Wohnungseigentumsgesefz stehen ebenso wie die
Inanspruchnahme von Betfreuungs- und Dienstleistungen ausschlieBlich Mitgliedern
der Genossenschaft zu.

(2) Erwerbe aus Immobilienprojekten der Genossenschaft sind Mitgliedern
vorbehalten.

(3) Ein Anspruch des einzelnen Mitgliedes kann aus dieser Bestimmung nicht
abgeleitet werden.

§ 14
Uberlassung von Wohnungen

(1) Die Uberlassung einer Genossenschaftswohnung begrindet grundsatzlich ein
dauerndes Nutzungsrecht des Mitgliedes.

(2) Das Nutzungsverhdlinis an einer Genossenschaftswohnung kann wéhrend des
Bestehens der Mitgliedschaft nur unfter den im Nutzungsvertrag festgesetzten
Bedingungen aufgehoben werden.

§15
Pflichten der Mitglieder
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(1) Aus der Mitgliedschaft ergibt sich die Verpflichtung, zur Aufbringung der von der
Genossenschaft zur ErfUllung ihrer Aufgaben bendtigten Eigenmittel beizutragen
durch:

a) Ubernahme von Geschaftsanteilen und fristgemdBe Zahlungen hierauf (§ 16),
b) Teilnachme am Verlust (§ 41).

c)weitere Zahlungen gemdB Beschluss der Vertreterversammlung nach
Aufldsung der Genossenschaft bei Mitgliedern, die inren Geschdaftsanteil noch
nicht voll eingezahlt haben (§ 87 a GenG).

(2) Das Mitglied ist verpflichtet, fOr die Erichtung und FErhaltung des
genossenschaftlichen Eigentums Gemeinschaftshilfe nach MaBgabe von Richtlinien
zu leisten, die die Verfreterversammlung beschlieBt.

3) Das Mitglied hat bei der ErfGllung von Pflichten und der Wahrnehmung von
Rechten auch aus abgeschlossenen Vertrdgen die Belange der Gesamtheit der
Mitglieder im Rahmen der genossenschaftlichen Treuepflicht angemessen zu
berUcksichtigen.

V. Geschaftsanteile, Geschaftsguthaben und Haftsumme

§16
Geschdftsanteile und Geschaftsguthaben

(1) Der Geschaftsanteil betrégt 2.000 Euro.

(2) FUr den Erwerb der Mitgliedschaft ist jedes Mitglied verpflichtet, einen Anteil
(Pflichtanteil) zu Ubernehmen.

(3) Der Pflichtanteil ist sofort einzuzahlen. Der Vorstand kann Ratenzahlungen
zulassen, jedoch sind in diesem Falle sofort nach Zulassung der Beteiligung 500 Euro
einzuzahlen. Die weiteren Zahlungen kénnen beliebig erfolgen, bis der Pflichtanteil
voll erreicht ist. Die vorzeitige Volleinzahlung des Pflichtanteiles ist zugelassen.

(4) Uber die Geschdaftsanteile gemdaB Abs. 2 und 3 hinaus kénnen die Mitglieder
weitere Anteile Ubernehmen, wenn die vorhergehenden Anteile bis auf den zuletzt
Ubermommenen voll eingezahlt sind und der Vorstand die Ubernahme zugelassen
hat. FUr die Einzahlung gilt Abs. 3 entsprechend.

(5) Solange ein Geschdéftsanteil nicht voll eingezahlt ist, ist die Dividende dem
Geschdaftsguthaben zuzuschreiben (§ 40). Einzahlungen erfolgen Wertstellung immer
zum Ende eines Quartals.

(6) Die Einzahlungen auf den/die Geschdftsanteil(e), vermehrt um zugeschriebene
Gewinnanteile, vermindert um abgeschriebene Verlustanteile, bilden das
Geschdaftsguthaben des Mitgliedes.

(7) Die Abtretung oder Verpfadndung des Geschdaftsguthabens an Dritte ist unzul&ssig
und der Genossenschaft gegenuber unwirksam. Eine Aufrechnung des
Geschdaftsguthabens durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegenUber
der Genossenschaft ist nicht gestattet. FUr das Auseinandersetzungsguthaben gilt §
11 der Satzung.

9/26



(8) Ein Mitglied, das einzelne Geschdaftsanteile gekUndigt hat, kann vor Ablauf des
Geschdftsjahres, zu dem die Kindigung wirksam wird, jederzeit vom Vorstand dazu
angehalten werden die hierauf entfallenden Geschdaftsguthaben durch schriftliche
Vereinbarung auf einen anderen zu Gbertragen.

§17
Kindigung weiterer Anteile

(1) Das Mitglied kann die Beteiligung mit einem oder mehreren seiner weiteren
Geschdaftsanteile zum Schluss eines Geschdaftsjahres durch schriftliche ErklGrung
kindigen, soweit es nicht nach einer Vereinbarung mit der Genossenschaft zur
Beteiligung mit mehreren Geschdftsanteilen verpflichtet ist oder die Beteiligung mit
mehreren Geschdaftsanteilen Voraussetzung fur eine von dem Mitglied in Anspruch
genommene Leistung der Genossenschaft ist. Die KUndigung findet nur zum Schluss
eines Geschdftsjahres statt. Sie muss mindestens drei Jahre vorher schriftlich erfolgen.

(2) Ein Mitglied, das einzelne Geschdéftsanteile gekindigt hat, kann nur den Teil seines
Geschdaftsguthabens beanspruchen, der die auf die verbleibenden Geschdaftsanteile
geleisteten Einzahlungen, vermehrt um zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert
um abgeschriebene Verlustanteile, Gbersteigt. FUr die Ermittlung des auszuzahlenden
Teils des Geschdaftsguthabens gilt § 11 sinngemdB. Soweit ein verbleibender
Geschdaftsanteil noch nicht voll eingezahlt ist, wird der auszahlungsfdhige Teil des
Geschdftsguthabens hiermit verrechnet (§ 16).

§18
Ausschluss der Nachschusspflicht

Die Mitglieder haben auch im Falle der Insolvenz der Genossenschaft keine
NachschuUsse zu leisten.

VI. Organe der Genossenschaft

§19
Organe

Die Genossenschaft hat als Organe
den Vorstand,
den Aufsichtsraft,

die Vertreterversammlung.

An die Stelle der Vertreterversammlung tritt die Generalversammlung, wenn die Zahl
der Mitglieder unter 1501 sinkt.

Sofern der Umfang der Tatigkeiten dies zuldsst, sollen die Amter der einzelnen Organe

ehrenamilich ausgefUhrt werden.

§ 20
Vorstand
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(1) Der Vorstand besteht mindestens aus zwei Personen. Sie mUssen Mitglied der
Genossenschaft und natlUrliche Personen sein. Gehdéren juristische Personen oder
Personengesellschaften der Genossenschaft an, kédnnen die zur Vertretung befugten
Personen in den Vorstand bestellt werden.

(2) Mitglieder des Vorstandes kédnnen nicht sein die Ehegatten und eingefragenen
Lebenspartner sowie weitere nahe Angehérige eines Vorstands- oder
Aufsichtsratsmitgliedes.

(3) Ehemalige Aufsichtsratsmitglieder kdnnen erst zwei Jahre nach Ausscheiden aus
dem Amt ab erteilter Entlastung in den Vorstand bestellt werden.
§ 23 Abs. 6 der Satzung bleibt unberGhrt.

(4) Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat auf die Dauer von sechs oder
zwolf  Jahren bestellt. lhre Wiederbestellung ist zuldssig. Die Bestellung endet
spatestens mit dem Ende des Kalenderjahres, in dem das Vorstandsmitglied das 75.
Lebesjahr  vollendet. Die Bestellung kann vorzeitig nur durch die
Vertreterversammlung widerrufen werden (§ 34 Abs. 1 Buchst. h).

(5) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder des Vorstandes bis zur Entscheidung durch die
Vertreterversammlung vorldufig ihres Amtes entheben. Der Beschluss bedarf einer
Mehrheit von drei Vierteln aller Mitglieder des  Aufsichfsrates. Die
Vertreterversammlung ist unverzUglich einzuberufen. Den vorldufig ihres Amtes
enthobenen Mitgliedern des Vorstandes ist in der Vertreterversammlung muondlich
Gehdr zu geben.

(6) Anstellungsvertrage mit hauptamtlichen und nebenamtlichen
Vorstandsmitgliedern sollen auf die Dauer der Bestellung abgeschlossen werden. Der
Aufsichtsratsvorsitzende  unterzeichnet namens  der  Genossenschaft  die
Anstellungsvertrige mit den Vorstandsmitgliedern. FOr die KUndigung des
Anstellungsverhdltnisses eines Vorstandsmitgliedes unter Einhaltung der vertraglichen
oder gesetzlichen Frist sowie fur den Abschluss von Aufhebungsvereinbarungen ist der
Aufsichtsrat, vertreten durch seinen Vorsitzenden, zustandig.

FUr die auBerordentliche Kindigung des Anstellungsvertrages aus wichtigem Grund
(fristlose KUndigung) ist die Vertreterversammlung zusténdig.

(7) Bei nebenamtlichen Vorstandsmitgliedern erlischt das Auftragsverhdlinis mit dem
Ablauf oder dem Widerruf der Bestellung. Sie kbnnen eine angemessene Vergutung
erhalten, Uber die der Aufsichtsrat bestimmtf.

§ 21
Leitung und Veriretung der Genossenschaft

(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft unter eigener Verantwortung. Er hat nur
solche Beschrédnkungen zu beachten, die Gesetz und Satzung festlegen.

(2) Die Genossenschaft wird vertreten durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft
mit einem anderen Vorstandsmitglied oder in Gemeinschaft mit einem Prokuristen.

(3) Vorstandsmitglieder zeichnen fur die Genossenschaft, indem sie der Firma der
Genossenschaft oder der Benennung des Vorstandes ihre Namensunterschrift
beifGgen. Der Prokurist zeichnet in der Weise, dass er der Firma seinen Namen mit
einem die Prokura andeutenden Zusatz beiflgt.

111/26



(4) Ist eine Willenserkldrung gegenuUber der Genossenschaft abzugeben, so genugt
die Abgabe gegeniber einem Vorstandsmitglied oder einem Prokuristen.

(5) Zur Gesamtvertretung befugte Vorstandsmitglieder kdnnen einzelne von innen zur
Vornahme bestimmter Geschdfte oder bestimmter Arten von Geschdften
ermdchtigen. Das gilt sinngemdaB fir Vorstandsmitglieder, die in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen die Genossenschaft vertreten.

(6) Der Vorstand fUhrt die Geschdafte der Genossenschaft aufgrund seiner BeschlUsse,
die mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu fassen sind. Er ist mit zwei seiner
Mitglieder beschlussfahig. Niederschriften Gber BeschlUsse sind von den anwesenden
Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben. Die VollstGndigkeit und VerfUgbarkeit der
Niederschriften sind sicherzustellen.

(7) Der Vorstand gibt sich eine Geschdaftsordnung, die auch eine Geschdftsverteilung
regeln sollte. Sie ist von jedem Mitglied des Vorstandes zu unterschreiben.

(8) Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrates
teilzunehmen, wenn nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrates die
Teilnahme ausgeschlossen wird. In den Sitzungen des Aufsichtsrates hat der Vorstand
die erforderlichen AuskUnfte Uber geschaftliche Angelegenheiten zu erteilen. Bei der
Beschlussfassung des Aufsichtsrates haben die Mitglieder des Vorstandes kein
Stimmrecht.

§ 22
Aufgaben und Pflichten des Vorstandes

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschdaftsfohrung die Sorgfalt eines
ordeniflichen und gewissenhaften  Geschdftsleiters einer  Genossenschaft
anzuwenden. Uber vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft,
namentlich Betriebs- oder Geschdaftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tatigkeit im
Vorstand bekannt geworden sind, haben sie auch nach ihrem Ausscheiden aus dem
Amt Stillschweigen zu wahren.

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,

a) die Geschdafte entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung zu fGhren,

b) die fUr einen ordnungsgemdBen Geschdaftsbetrieb notwendigen personellen,
sachlichen und organisatorischen MaBnahmen rechizeitig zu planen und
durchzufUhren,

c) fur ein ordnungsgemdaBes Rechnungswesen zu sorgen (§§ 37 ff),

d) Uber die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und Uber die Beteiligung mit
weiteren Geschdaftsanteilen zu entscheiden,

e) die Mitgliederliste nach MaBgabe des Genossenschaftsgesetzes zu fUhren,

f) im PrOfungsbericht festgehaltene Mdangel abzustellen und dem Prifungsverband
darUber zu berichten.

(3) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zu berichten Uber die beabsichtigte
Geschdaftspolitik und andere grundsétzliche Fragen der Unfernehmensplanung
(insbesondere die Finanz-, Investitions- und Personalplanung). Der Vorstand hat den
Jahresabschluss und den Lagebericht unverzOglich nach der Aufstellung dem
Aufsichtsrat vorzulegen. § 24 Abs. 3 ist zu beachten.

(4) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Genossenschaft zum
Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Sie
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haben nachzuweisen, dass sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften
Geschdaftsleiters einer Genossenschaft angewandt haben.

(5) Die Ersatzpflicht gegenuber der Genossenschaft tritt nicht ein, wenn die Handlung
auf einem gesetzmdBigen Beschluss der Verireterversammiung beruht. Die
Ersatzpflicht wird dagegen nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Aufsichtsrat die
Handlung gebilligt hat.

§ 23
Aufsichtsrat

(1) Im Rahmen des § 9 GenG verzichtet die Genossenschaft auf einen Aufsichtsrat.
Ab einer Anzahl von mehr als 20 Genossenschaftsmitgleidern, besteht der Aufsichtsrat
aus drei bis sechs Mitgliedern. Die Vertreterversammlung bestimmt, im Rahmen der
Satzung, die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates mUssen personlich Mitglied der Genossenschaft und
natUrliche Personen sein. Gehdren juristische Personen oder Personengesellschaften
der Genossenschaft an, kdnnen die zur Verfretung befugten Personen in den
Aufsichtsrat gewdahlt werden.

Zum Zeitpunkt der Wahl diUrfen die Kandidaten das 75. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben.

(2) Aufsichtsratsmitglieder kdnnen nicht zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernde
Vertreter von Vorstandsmitgliedern sein. Sie durfen auch nicht als Mitarbeiter in einem
Angestelltenverhdlinis der Genossenschaft stehen. Mitglieder des Aufsichtsrates
kénnen nicht sein die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner sowie weitere
nahe Angehdrige eines Vorstands- und Aufsichfsratsmitgliedes oder eines
Mitarbeiters, der in einem Arbeitsverhdltnis zur Genossenschaft steht.

(3) Ehemalige Vorstandsmitglieder kdnnen erst zwei Jahre nach Ausscheiden aus
dem Amt ab erteilter Entlastung in den Aufsichtsrat gewdahit werden.

(4) Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der Vertreterversammlung fUr sechs Jahre
gewdhlt. Ihre Amtszeit endet mit dem Schluss der Vertreterversammlung, die UOber die
Entlastung fUr das fUnfte Geschdftsjahr nach der Wahl beschliet. Hierbei wird das
Geschdftsjahr, in dem das Aufsichtsratsmitglied gewahlt wird, nicht mitgerechnet.
Alle zwei Jahre scheidet ein Drittel der Mitglieder aus und ist durch Neuwahl zu
ersetzen. Wiederwahl ist zuldssig. Dauvernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind
durch die Vertreterversammlung abzuberufen und durch Wahl zu ersetzen.

(5) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur
ndchsten ordentlichen Vertreterversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen
werden, nur aus den verbleibenden Mitgliedern. Frihere Ersatzwahlen durch eine
auBerordentliche Vertreterversammlung sind nur dann erforderlich, wenn die Zahl der
Aufsichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt oder der Aufsichtsrat nicht mehr
beschlussfahig ist (§ 26). Ersatzwahlen erfolgen fir den Rest der Amtsdauer
ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.

(6) Nur fUr einen im Voraus begrenzten Zeitraum kann der Aufsichtsrat einzelne seiner
Mitglieder zu Vertretern von verhinderten Vorstandsmitgliedern bestellen. In dieser Zeit
und bis zur erteilten Entlastung wegen ihrer Tatigkeit im Vorstand durfen sie keine
Tatigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausUben.
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(7) Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, einen SchriftfGhrer und
deren Stellvertreter. Das gilt auch, soweit sich seine Zusammensetzung durch Wahlen
nicht ver&ndert hat.

(8) Dem Aufsichtsrat steht ein angemessener Auslagenersatz, auch in pauschalierter
Form, zu. Soll ihm fUr seine Tatigkeit als Aufsichtsrat eine VergUtung gewdahrt werden,
beschlieBt hierlber sowie Uber die Hbhe der VergUtung die Vertreterversammlung.

§24
Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand in seiner GeschaftsfUhrung zu férdern und zu
Uberwachen. Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden durch Gesetz und
Satzung begrenzt. Hierbei hat er insbesondere die Leitungsbefugnis des Vorstandes
gemanB § 27 Abs. 1 GenG zu beachten.

(2) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenUber den Vorstandsmitgliedern
gerichtlich und auBergerichtlich. Uber die FUhrung von Prozessen entscheidet die
Vertreterversammlung.

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit AuskUnfte Uber die Angelegenheiten
der Genossenschaft verlangen. Ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied kann Auskinfte nur
an den gesamten Aufsichtsrat verlangen. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht
und die Pflicht, von den Vorlagen des Vorstandes Kenntnis zu nehmen.

(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat den Inhalt des Prifungsberichtes zur Kenntnis
ZU nehmen.

(5) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Vorschldge
des Vorstandes fUr die Verwendung eines Jahresuberschusses oder die Deckung
eines Jahresfehlbetrages zu prifen und der Vertreterversammlung vor Feststellung
des Jahresabschlusses darUber Bericht zu erstatten.

(6) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte AusschUsse bestellen, insbesondere um
seine Verhandlungen und BeschlUsse vorzubereiten oder um deren AusfGhrung zu
Uberwachen.

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrates und seiner Ausschisse kénnen ihre
Obliegenheiten nicht anderen Personen Ubertragen. Der Aufsichtsrat kann sich zur
ErfGllung seiner Uberwachungspflicht der Hilfe sachversténdiger Dritter bedienen.

(8) Beschlusse des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden ausgefUhrt.

(?) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschdaftsordnung.

§ 25
Sorgfaltspflichten des Aufsichtsrates

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei ihrer Tatigkeit die Sorgfalt eines
ordenilichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmitgliedes einer Genossenschaft
anzuwenden. Sie haben Uber alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse der
Genossenschaft sowie der Mitglieder und von Dritten, die ihnen durch die Tatigkeit im
Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren; dies gilt auch nach
ihrem Ausscheiden aus dem Amt. Im Ubrigen gilt gemd&B § 41 GenG fUr die
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Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder § 34 GenG
sinngemaB.

§ 26
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat hdlt nach Bedarf Sitzungen ab. Er soll einmal im
Kalendervierteljahr, er muss einmal im Kalenderjahr zusammentreten. Die Sitzungen
werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet. Als Sitzungen
des Aufsichtsrates gelten auch die gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und
Aufsichtsrat gemdas § 28. Die Geschdaftsordnung frifft die nGheren Bestimmungen.

(2) Der Aufsichtsrat soll den Vorstand in der Regel zu seinen Sitzungen einladen. Der
Vorstand nimmt ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil.

(3) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muss den Aufsichtsrat unverziglich einberufen,
wenn ein Drittel der Mitglieder des Aufsichtsrates oder der Vorstand unter Angabe
des Zwecks und der Grinde dies verlangen.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hdalfte seiner von der
Vertreterversammlung gewdhlten Mitglieder bei der Beschlussfassung anwesend ist.
Er fasst seine BeschlUsse mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(5) Schriftliche Beschlussfassungen des Aufsichtsrates sind nur zuldssig, wenn kein
Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

(6) Uber die BeschlUsse sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden und
dem SchriftfUhrer zu unterschreiben sind. Die Vollstdndigkeit und VerfGgbarkeit der
Niederschriften ist sicherzustellen.

§ 27
Gegenstande der gemeinsamen Beratungen von
Vorstand und Aufsichtsrat

Vorstand und Aufsichtsrat beschlieBen auf der Grundlage von Vorlagen des
Vorstandes nach gemeinsamer Beratung durch getrennte Abstimmung Gber

a) An-und Verkauf von GrundstUcken und Aufstellung des Bauprogrammes,

b) die Grundsatze fUr die Vergabe von Genossenschaftswohnungen,

c) die Grundsdatze fUr die VerduBerung von bebauten und unbebauten
GrundstUcken sowie Uber die Bestellung und Ubertragung von Erbbaurechten
und Dauerwohnrechten,

d) die Grundsdatze fur die Betreuung der Errichtung von Eigenheimen und
Wohnungen in der Rechtsform des Wohnungseigentums oder des
Dauerwohnrechts,  fir  die  DurchfUhrung von  Sanierungs-  und
EntwicklungsmaBnahmen und die Verwaltung fremder Wohnungen,

e) das Konzept fUr den RGckbau von Gebduden,

f) die Beteiligungen,
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g) die Erteilung einer Prokura,

h) die im Ergebnis des Berichtes Uber die gesetzliche Prifung und die zu
freffenden MaBnahmen,

i) die Einstellung in und die Enthahme aus Ergebnisricklagen bei der Aufstellung
des Jahresabschlusses sowie Uber den Vorschlag zur Verwendung des
Bilanzgewinns oder zur Deckung des Bilanzverlustes (§ 38 Abs. 2),

i) Bestimmungen Uber das Wahlverfahren bei der Wahl von Veritretern zur
Vertreterversammlung,

k) die Vorbereitung gemeinsamer Vorlagen an die Vertreterversammlung.

§ 28
Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat

(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates sollen regelmdaBig
abgehalten werden. Die Sitzungen werden in der Regel auf Vorschlag des
Vorstandes vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen. Die Sitzungen leitet der
Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein von diesem benannter Vertreter. Auf
Verlangen des Profungsverbandes ist eine gemeinsame Sitzung des Vorstandes und
Aufsichtsrates einzuberufen.

(2) Zur Beschlussfahigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der
Organe fur sich beschlussfahig ist. Jedes Organ beschlieBt gefrennt. Antrége, deren
Annahme nicht jedes der beiden Organe ordnungsmdaBig beschlieBt, gelten als
abgelehnt.

(3) Uber die BeschlUsse der gemeinsamen Sitzungen sind vom Schriftfhrer des
Aufsichtsrates Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden, dem SchriftfGhrer
und einem Vorstandsmitglied zu untferschreiben sind. Die Vollstindigkeit und
VerfUgbarkeit der Niederschriften ist sicherzustellen.

§ 29
Rechtsgeschafte mit Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern

(1) Geschéafte und Rechtsgeschdafte mit der Wohnungsgenossenschaft dirfen die
Mitglieder des Vorstandes sowie ihre Ehegatten, eingefragene Lebenspartner und
weiteren nahen Angehorigen nur nach vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates, die
Mitglieder des Aufsichtsrates sowie ihre Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner und
weiteren nahen Angehdrigen nur nach vorheriger Zustimmung des Vorstandes und
des Aufsichtsrates abschlieBen. Dies gilt auch fUr einseitige Rechtsgeschdafte sowie fur
die Anderung und Beendigung von Vertrdgen. Der Zustimmung des Aufsichtsrates
bedarf weiterhin die gewerbliche oder freiberufliche Tdatigkeit im selben
Geschdaftsbereich wie dem der Genossenschaft.

(2) Abs. 1 gilt auch fUr Rechtsgeschdafte zwischen der Genossenschaft und juristischen
Personen oder Personengesellschaften, an denen ein Organmitglied oder seine in
Abs. 1 genannten Angehdrigen beteiligt sind oder auf die sie maBgeblichen Einfluss
haben.

(3) Rechtsgeschdaftliche Erkldrungen und Vertrdge im Sinne von Abs. 1 sind namens
der Genossenschaft vom Vorstand und vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates bzw.
seinem Stellvertreter zu unterzeichnen. Die Befroffenen sind von der
Mitunterzeichnung ausgeschlossen.
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§ 30
Zusammensetzung der Verireterversammlung und Wahl der Verireter

(1) Die Vertreterversammlung besteht aus mindestens 50 von den Mitgliedern der
Genossenschaft gewdhlten Vertretern. Die Vertreter mUssen personlich Mitglieder der
Genossenschaft sein. Sie durfen nicht dem Vorstand oder dem Aufsichtsrat
angehdren und sich nicht durch einen Bevollmd&chtigten vertreten Iassen.

(2) Wahlbar als Vertreter oder Ersatzvertreter sind nur natiUrliche Personen, die voll
geschdaftsfahig sind. Ist ein Mitglied der Genossenschaft eine juristische Person oder
eine Personengesellschaft, kdbnnen natlUrliche Personen, die zu deren gesetzlicher
Vertretung befugt sind, als Vertreter gewdahlt werden.

(3) Jedes Mitglied hat bei der Wahl des jeweils zu wdhlenden Vertreters eine Stimme.
Das Mitglied oder sein gesetzlicher Vertreter kdnnen schrifflich Stimmvollmacht
erteilen. Ein Bevollmdchtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten.
Bevollmdachtigte kdnnen nur Mitglieder der Genossenschaft oder Ehegatten,
eingetragene Lebenspartner, Eltern und volljghrige Kinder des Mitgliedes sein. Die
Bevollmachtigung von Personen, die sich geschdftsmdBig zur AusUbung des
Stimmrechts erbieten, ist ausgeschlossen.

(4) Die Vertreter werden in allgemeiner, unmittelbarer, gleicher und geheimer Wahl
gewdhli. Auf je 100 Mitglieder ist ein Vertreter zu wahlen. Auf die Gbrigen Mitglieder
entfdllt ein weiterer Vertreter. Ferner sind Ersatzvertreter zu wdahlen. Gewdahlt wird
durch Briefwahl. Ndhere Bestimmungen Uber die Wahl der Vertreter und
Ersatzvertreter einschlieBlich der Feststellung des Wahlergebnisses werden in der
Wahlordnung gefroffen.

(5) Die Amtszeit der Vertreter beginnt mit der Annahme der Wahl, jedoch nicht vor
Ende der Amftszeit der bisherigen Vertreter. Die Amtszeit eines Ersatzvertreters beginnt
mit dem Wegfall eines Vertreters. Die Amtszeit eines Verireters sowie die des an seine
Stelle getretenen Ersatzvertreters endet mit der Vertreterversammlung, die Gber die
Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates Uber das 4.
Geschdftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschlieBt. Das Geschdaftsjahr, in dem
die Amftszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

(6) Die Neuwahl der Vertreter und der Ersatzvertreter muss jeweils spatestens bis zu
der Vertreterversammlung durchgefUhrt sein, die Uber die Entlastung der Mitglieder
des Vorstandes und des Aufsichtsrates fUr das 4. Geschdaftsjahr nach dem Beginn der
Amtszeit der bisherigen Vertreter beschlief3t.

Soweit eine wirksame Neuwahl der Vertreterversammlung nicht stattgefunden hat,
bleibt die bisherige Vertreterversammlung im Rahmen der gesetzlichen H6chstirist bis
zur Neuwahlim Amft (§ 43 a Abs. 4 GenG).

(7) Das Amt des Verireters erlischt vorzeitig, wenn ein Vertreter sein Amt niederlegt,
geschdaftsunfdahig wird oder aus der Genossenschaft ausscheidet. Erlischt das Amt des
Verfreters vorzeitig, so fritt an die Stelle des ausgeschiedenen Vertreters ein
Ersatzvertreter. Die Wahlordnung kann bestimmen, dass der Ersatzfall schon einfritt,
wenn ein gewdhlter Vertreter vor Annahme der Wahl wegfdllt.

(8) Neuwahlen zur Verireterversammlung muUssen abweichend von Abs. 4
unverzUglich erfolgen, wenn die Zahl der Vertreter unter BerUcksichtigung des an die
Stelle eines weggefallenen Vertreters jeweils einrGckenden Ersatzvertreters unter die
gesetzlich vorgesehene Mindestzahl (Abs. 1 Satz 1) sinkt.

17126



(?) Eine Liste mit Namen und Anschriffen der gewdhlten Vertreter und der
Ersatzvertreter ist mindestens zwei Wochen lang in den Geschdftsrdumen der
Genossenschaft zur Einsicht der Mitglieder auszulegen. Die Auslegung ist gem. § 42 in
einem o&ffentlichen Blatt bekannt zu machen. Auf Verlangen ist jedem Mitglied eine
Abschrift der Liste auszuhdndigen; hierauf ist in der Bekanntmachung UGber die
Auslegung der Liste hinzuweisen.

§ 31
Verireterversammlung

(1) Die ordentliche Vertreterversammlung hat in den ersten sechs Monaten des
Geschdftsjahres stattzufinden.

(2) Der Vorstand hat der ordentlichen Vertreterversammlung den Jahresabschluss
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und einen Anhang) sowie den Lagebericht
nebst Bemerkungen des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der
Vertreterversammlung Uber seine Tatigkeit zu berichten.

(3) AuBerordentliche Vertreterversammlungen sind, abgesehen von den im
Genossenschaftsgesetz oder in dieser Satzung ausdricklich bestimmten Fdllen,
einzuberufen, wenn es im Interesse der Genossenschaft erforderlich ist. Dies ist
besonders dann anzunehmen, wenn der PrUfungsverband die Einberufung zur
Besprechung des PrUfungsergebnisses oder zur Erérterung der Lage der
Genossenschaft fur notwendig halt.

§ 32
Einberufung und Tagesordnung der Vertreterversammiung

(1) Die Vertreterversammlung wird durch den Vorstand einberufen. Der Aufsichtsrat ist
zur Einberufung berechtigt und verpflichtet, wenn hierfGr ein gesetzlicher oder
satzungsmdaBiger Grund vorliegt oder wenn die im Interesse der Genossenschaft
erforderlich ist, namentlich auf Verlangen des PrGfungsverbandes.

(2) Die Mitglieder der Genossenschaft kénnen in Textform unter Angabe des Zwecks
und der Grinde fUr die Einberufung einer auBerordentlichen Vertreterversammlung
verlangen. Hierzu bedarf es des zehnten Teils der Mitglieder. Mitglieder, auf deren
Verlangen eine Vertreterversammlung einberufen wird oder die die Beschlussfassung
Uber bestimmte Gegenst@nde in einer Vertreterversammlung gefordert haben,
kédnnen an diesen Versammlungen teiinehmen. Die teiinehmenden Mitglieder Uben
inr Rede- und Anfragsrecht in der Verfreterversammlung durch einen
Bevollmdachtigten aus, der aus inrem Kreis zu wdahlen ist.

(3) Die Vertreterversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sGmtlicher
Mitglieder in Texiform oder durch Bekanntmachung in der durch §42 bestimmten
Form einberufen unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die
zwischen dem Tage des Zugangs (Absatz 7) bzw. der Verdffentlichung der
Einberufung und dem Tage der Verireterversammlung liegen muss. Bei der
Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu machen.

(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Vertreterversammlung
einberuft. Mitglieder der Genossenschaft kdnnen in Textform unter Angabe des
Zwecks und der Grinde verlangen, dass Gegenst&nde zur Beschlussfassung in der
Verfreterversammlung angekindigt werden. Hierzu bedarf es mindestens des
zehnten Teils der Mitglieder.
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(5) Uber Gegensténde, deren Verhandlung nicht so rechtzeitig angekindigt ist, dass
mindestens eine Woche zwischen dem Zugang der AnkUndigung (Absatz 7) und dem
Tag der Vertreterversammlung liegen, kdnnen BeschlUsse nicht gefasst werden;
hiervon sind jedoch Beschlisse Uber den Ablauf der Versammlung sowie Uber
Anfrage auf Berufung einer auBerordentlichen Vertreterversammlung ausgenommen.

(6) Zu Anfrdgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner
AnkUndigung.

(7) In den Fdallen der Absatze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zugegangen, wenn
sie zwei Werktage vor Beginn der Frist abgesendet worden sind.

§33
Leitung der Vertreterversammlung und Beschlussfassung

(1) Den Vorsitz in der Vertreterversammlung fGhrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats
oder sein Stellvertreter (Versammlungsleiter). Durch Beschluss der
Vertreterversammlung kann der Vorsitz einem Mitglied des Vorstands, des
Aufsichtsrats, einem Mitglied der Genossenschaft oder einem Vertreter des
PrGfungsverbandes Ubertragen werden. Der Versammlungsleiter ernennt einen
SchriftfUhrer und erforderlichenfalls einen Stimmenzdahler.

(2) Abstimmungen erfolgen nach Ermessen des Versammlungsleiters durch
Handheben oder Aufstehen. Auf Antrag kann die Verfreterversammlung mit
einfacher Mehrheit beschlieBen, geheim durch Stimmzettel abzustimmen.

(3) In der Verireterversammlung hat jeder Verireter eine Stimme, die nicht
Ubertragbar ist. Wer durch die Beschlussfassung entlastet oder von einer
Verbindlichkeit befreit werden soll, darf insoweit nicht abstimmen. Das Gleiche gilt bei
einer Beschlussfassung darUber, ob die Genossenschaft gegen ihn einen Anspruch
geltend machen soll.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates nehmen ohne Stimmrecht an
der Vertreterversammlung teil.

(5) Bei der Feststellung des Stimmenverhdltnisses werden nur die abgegebenen
Stimmen gezdhlt; Stimmenthaltungen und ungultige Stimmen werden nicht
berUcksichtigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag - vorbehaltlich der besonderen
Regelung bei Wahlen gemaB Abs. 6 - als abgelehnt.

(6) Wahlen zum Aufsichtsrat erfolgen aufgrund von Einzelwahlvorschiégen, die in der
Vertreterversammlung zu machen sind. Listenvorschlage sind unzuldssig. Erfolgt die
Wahl mit Stimmzettel, so bezeichnet der Wahlberechtigte auf seinem Stimmzettel die
Bewerber, die er wdhlen will. Dabei darf fur jeden Bewerber nur eine Stimme
abgegeben werden. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie
Aufsichtsratsmitglieder zu wdhlen sind. Gewdhlt sind nach der Anzahl der
abgegebenen Stimmen die Bewerber, die auf mehr als der Hdalfte der gultig
abgegebenen Stimmzettel bezeichnet sind. Erfolgt die Wahl ohne Stimmzettel, so ist
Uber die zu wdhlenden Personen einzeln abzustimmen. Erhalten die Bewerber im 1.
Wahlgang nicht mehr als die Hdalfte der abgegebenen Stimmen, so sind im 2.
Wahlgang die Bewerber gewdhlt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das durch den Versammlungsleiter zu ziehende Los.
Der Gewdhlte hat unverziglich zu erkldren, ob er die Wahl annimmt.
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§ 33a
Versammlungsniederschrift

(1) Die BeschlUsse der Vertreterversammlung sind zu Beweiszwecken ordnungsgemani
zu protfokollieren.

(2) Die Niederschrift soll spatestens innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Dabei sollen
Ort und Tag der Versammlung, Name des Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis
der Abstimmungen und die Feststellungen des Versammlungsleiters UGber die
Beschlussfassung angegeben werden. Die Niederschriff muss von dem
Versammlungsleiter, dem SchriftfGhrer und den Vorstandsmitgliedern, die an der
Vertreterversammlung teilgenommen haben, unterschrieben werden; ihr sind Belege
Uber die Einberufung als Anlagen beizufiGgen.

(3) Der Niederschrift ist in den Fallen des § 47 Abs. 3 GenG auBerderm ein Verzeichnis
der erschienen oder vertretenen Mitglieder und der Vertreter beizufugen. Bei jedem
erschienen oder vertretenen Mitglied ist dessen Stimmenzahl zu vermerken.

(4) Die Niederschrift ist mit den dazugehodrigen Anlagen aufzubewahren. Die
Einsichtnahme ist jedem Mitglied zu gestatten.

§ 34
Zustandigkeit der Verireterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung beschlieBt Uber die im Genossenschaftsgesetz und in
dieser Satzung bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere Uber

a) Anderung der Satzung;

b) Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz und Gewinn - und Verlustrechnung,
Anhang);

c) die Verwendung des Bilanzgewinnes;

d) die Deckung des Bilanzverlustes;

e) die Verwendung der gesetzlichen RUcklage zum Zwecke der Verlustdeckung;
f)  Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates;

g) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates sowie Festsetzung einer Vergutung;

h) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes und des
Aufsichtsrates;

i) fristlose KUndigung des Anstellungsvertrages von Vorstandsmitgliedern;

i) Ausschluss von  Vorstands- und  Aufsichtsratsmitgliedern aus  der
Genossenschaft;

k) Die FGhrung von Prozessen gegen im Amt befindliche und ausgeschiedene
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer Organstellung;

[) Festsetzung der Beschr@nkungen bei der Kreditgewdhrung gemdaB § 49 des
GenG;
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m) die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spaltung,
VermogensUbertragung oder Formwechsel;

n) die Auflésung der Genossenschaft;

o) die Zustimmung zu einer Wahlordnung fUr die Wahl von Vertretern zur
Vertreterversammlung.

(2) Die Vertreterversammlung berdt Uber
a) den Lagebericht des Vorstandes,
b) den Bericht des Aufsichtsrates,

c) den Bericht Uber die gesetzliche Prifung gemdB § 59 GenG; gegebenenfalls
beschlieBt die Vertreterversammlung Uber den Umfang der Bekanntgabe des
PrGfungsberichtes.

(3) Sinkt die Zahl der Mitglieder unter 1.501, so Uben die Mitglieder ihre Rechfe in
Angelegenheiten der Genossenschaft gemeinschaftlich in der Generalversammlung
aus. Diese fritt an die Stelle der Vertreterversammlung. Die Vorschriffen Uber die
Vertreterversammlung finden auf die Generalversammlung entsprechende
Anwendung. Soweit fUr die AusUbung von Rechten die Mitwirkung einer bestimmten
Anzahl von Verfretern oder fUr die Beschlussfassung die Anwesenheit einer
bestimmten Zahl von Vertretern vorgeschrieben ist, freten an die Stelle der Vertreter
die Mitglieder.

§ 35
Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlisse der Vertreterversammlung werden mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz oder Satzung eine
groBere Mehrheit oder weitere Erfordernisse bestimmt sind.

(2) Beschlusse der Vertreterversammlung Gber
a) die Anderung der Satzung,

b) die Umwandlung der Genossenschaft durch Verschmelzung, Spalfung,
VermogensUbertragung oder Formwechsel,

c) den Widerruf der Bestellung und die frisflose Kindigung von
Vorstandsmitgliedern sowie die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern,

d) die Auflésung der Genossenschaft,

bedUrfen zu ihrer GuUltigkeit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen
Stimmen.

(3) BeschlUsse Uber die Auflosung gemdaB Abs. 2 d) kdnnen nur gefasst werden, wenn
mindestens die Halfte aller Vertreter anwesend ist. Trifft das nicht zu, so ist erneut unter
Wahrung der Einladungsfrist nach héchstens vier Wochen eine weitere
Vertreterversammlung einzuberufen, die ohne RUOcksicht auf die Zahl der
anwesenden Vertreter mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen
Stimmen die entsprechenden BeschlUsse fassen kann. Hierauf ist in der Einladung
ausdricklich hinzuweisen.
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(4) BeschlUsse, durch die eine Verpflichtung der Mitglieder zur Inanspruchnahme von
Einrichtungen oder anderen Leistungen der Genossenschaft oder zur Leistung von
Sachen oder Diensten eingeflhrt oder erweitert wird, bedurfen einer Mehrheit von
mindestens neun Zehnteln der abgegebenen Stimmen.

(5) Wurde eine Generalversammlung zur Abschaffung der Vertreterversammlung
einberufen, kdnnen BeschlUsse Uber die Abschaffung der Vertreterversammlung nur
gefasst werden, wenn mindestens drei Zehntel aller Mitglieder anwesend oder
vertreten sind.

§ 36
Auskunftsrecht

(1) Jedem Vertreter ist auf Verlangen in der Vertreterversammlung vom Vorstand
oder Aufsichtsrat Auskunft Uber Angelegenheiten der Genossenschaft zu geben,
soweit das zur sachgemdBen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung
erforderlich ist. Die Auskunft hat den Grunds&tzen einer gewissenhaften und getreuen
Rechenschaft zu entsprechen.

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, soweit
a) die Erteilung der Auskunft nach verninftiger kaufmdénnischer Beurteilung
geeignet ist, der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil

zuzuflgen,

b) die FErteilung der Auskunft strafoar wdére oder eine gesetzliche,
satzungsmdaBige oder vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt wirde,

c) das Auskunftsverlangen die persénlichen oder geschdaftlichen Verhdltnisse
eines Dritten betrifft,

d) es sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder
Mitarbeitern der Genossenschaft handelt,

e) die Verlesung von SchriftstGcken zu einer unzumutbaren Verldngerung der
Vertreterversammlung fUhren wirde.

(3) Wird einem Vertreter eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass die

Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift
aufgenommen werden.

VIl. Rechnungslegung

§ 37
Geschadafisjahr und Aufstellung des Jahresabschlusses

(1) Das Geschaftsjahr IGuft vom 1. Januar bis zum 31. Dezember eines jeden Jahres.

(2) Der Vorstand hat dafir zu sorgen, dass das Rechnungswesen und die
Befriebsorganisation die ErfGllung der Aufgaben der Genossenschaft gewdhrleisten.

(3) Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden Geschdaftsjahres einen Jahresabschluss
(Bilonz und Gewinn- und Verlustrechnung und einen Anhang) aufzustellen. Der
Jahresabschluss muss den gesetzlichen Vorschriften Uber die Bewertung sowie den
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gesetzlichen Vorschrifften Uber die Gliederung der Bilanz sowie Gewinn- und
Verlustrechnung enfsprechen. Die vorgeschriebenen Formbldatter sind anzuwenden.

(4) Zusammen mit dem Jahresabschluss hat der Vorstand einen Lagebericht
aufzustellen. Der Lagebericht hat den Anforderungen des § 289 HGB zu entsprechen.

(5) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind mit dem Vorschlag zur Verwendung
des Bilanzgewinns oder zur Deckung eines Bilanzverlustes unverziglich nach ihrer
Aufstellung dem Aufsichtsrat  zur Profung vorzulegen und sodann mit den
Bemerkungen des Aufsichtsrates der Vertreterversammlung zuzuleiten.

§ 38
Vorbereitung der Beschlussfassung Uber den Jahresabschluss

(1) Der durch den Aufsichtsrat geprUfte Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und
Verlustrechnung, Anhang) und der Lagebericht des Vorstandes sowie der Bericht des
Aufsichtsrates sind spatestens eine Woche vor der Verfreterversammlung in der
Geschdaftsstelle der Genossenschaft zur Einsicht der Mitglieder auszulegen oder ihnen
sonst zur Kenntnis zu bringen.

(2) Der Vertreterversammlung ist neben dem Jahresabschluss auch der Vorschlag zur
Verwendung des Bilanzgewinns oder zur Deckung eines Bilanzverlustes zur
Beschlussfassung vorzulegen.

VIII. Rucklagen, Gewinnverteilung und Verlustdeckung

§ 39
Rucklagen

(1) Es ist eine gesetzliche RUcklage zu bilden. Sie ist ausschlieBlich zur Deckung eines
aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes bestimmt.

(2) Der gesetzlichen RUcklage sind mindestens 10 % des JahresGberschusses
abziglich eines Verlustvortrages zuzuweisen, bis die gesetzliche RUcklage 50 % des
Gesamtbetrages der Geschdaftsanteile der verbleibenden Mitglieder erreicht hat. Die
gesetzliche RUcklage ist bei der Aufstellung der Bilanz zu bilden.

(3) Die Genossenschaft gibt sich ab dem 8. Jahr einer jeden Investition das Ziel einer
maximalen Fremdkapitalquote von 80%. Die Fremdkapitalquote ist jeweils zum Ende
eines Geschdftsighres aus dem Verhdltnis aller direkten und indirekten
Verbindlichkeiten der Genossenschaft einschlieBlich besicherter Hypothekendarlehen,
Darlehen von Mitgliedern als auch anderer Bankkredite zur der in der Bilanz
ausgewiesenen Gesamtsumme aller Aktiva inklusive moglicher stiller Reserven zu
berechnen. Bei Uberschreitung der Fremdkapitalquote steht es dem Vorstand zu,
solche MaBnahmen zu ergreifen, die dazu geeignet sind, die Fremdkapitalquote auf
den angestrebten Wert zurGckzufUhren. Hierzu z&hlen nicht abschlieBend Aussetzung
der Dividendenzahlungen, MaBnahmen zur Kostenreduzierung, zusaetzliche
Eigenkapitalaufnahme durch Werbung neuer Mitglieder.

(4) Die Genossenschaft strebt eine nachhaltige und ausgeglichene finanzielle
Situation an und hat das Ziel ab dem 8. Jahr einer jeden Investition einen
Schuldendienstdeckungsgrad von mindestens 1.2 zu erreichen und bis zur nGchsten
Investition zu halten. Der Schudendienstdeckungsgrad ist jeweils zum Ende eines
Geschdaftsjahres aus dem Verhdltnis
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aus dem im abgelaufenden Geschdaftsighr erwirtschafteten Gewinn  der
Genossenschaft vor Zinsen und Steuern und den angefallenen Zinsaufwendungen und
Tilgungszahlungen. Bei Unterschreiten des Schuldendienstgrades steht es dem
Vorstand zu, solche geeignente MaBnahmen zu ergreifen, um den
Schuldendienstgrad wieder auf den angestrebten Wert zurickzufGhren. Hierzu zahlen
nicht abschlieBend Aussetzung der Dividendenzahlungen sowie Massnahmen zur
Kostenreduzierung.

(5) Zur Deckung von Verpflichtungen zur Auszahlung von kindigungsbedingten
Auseinandersetzungsguthaben sollte  jedes Geschdéftsjahr, in dem wirksame
KUndigungen vorliegen, ein Betrag von mindestens 25% der auf die gekindigten
Geschdaftsanteile entfallenden Geschéftsguthaben in  eine Liquiditaetsreserve
eingestellt werden, sofern das Mindestkapital erreicht ist. Hat der Vorstand nach §7(3)
und §17(3) dieser Satzung von seinem Recht gebraucht gemacht, ausscheidene
Mitglieder oder Mitglieder, die einzelne Geschdaftsanteile gekindigt haben, ihre von
der Kundigung befroffenen Geschdaftsguthaben auf andere bestehende oder
aufzunehmende Mitglieder zu Gberfragen, kann die Liquiditaetsreserve um einen der
reduzierten Verpflichtung zur Auzahlung des Auseinandersetzungsguthaben
enfsprechenden Betrag reduziert werden.

(6) Im Ubrigen koénnen bei der Aufstellung des Jahresabschlusses andere
ErgebnisrGcklagen gebildet werden.

§ 40
Gewinnverwendung

(1) Der Bilanzgewinn kann unter die Mitglieder als Gewinnanteil verteilt werden; er
kann zur Bildung von anderen Ergebnisricklagen verwandt werden.

(2) Sofern ein  Gewinnanteil verteilt wird, darf dieser vier Prozent des
Geschdaftsguthabens nicht Ubersteigen.

(3) Die Verteilung als Gewinnanteil erfolgt nach dem Verhdlinis der
Geschdaftsguthaben bei Beginn des Geschdaftsjahres, fir das der Jahresabschluss
aufgestellt ist.

(4) Solange ein Geschdaftsanteil nicht voll erreicht ist, wird der Gewinnanteil nicht
ausgezahlt, sondern dem Geschdaftsguthaben zugeschrieben. Das gilt auch, wenn
das Geschdaftsguthaben zur Deckung eines Verlustes vermindert worden ist.

5) Ein Mitglied kann freiwillig auf die Auszahlung seines Gewinnanteils verzichten.
Dieser Teil fallt der Genossenschaft zu und ist als Zuwendung zu verbuchen.

§ 4
Verlustdeckung

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Verfreterversammlung Uber die
Verlustdeckung zu beschlieBen, insbesondere darUber, in welchem Umfange der
Verlust durch Verminderung der Geschdaftsguthaben oder Heranziehung der
gesetzlichen RUcklage zu beseitigen ist. Werden die Geschdaftsguthaben zur
Verlustdeckung herangezogen, so wird der Verlustanteil nicht nach den
vorhandenen  Geschdftsguthaben, sondern nach dem  Verhdlinis  der
safzungsmdaBigen Pflichtzahlungen bei Beginn des Geschdftsjahres, for das der
Jahresabschluss aufgestellt ist, berechnet, auch wenn diese noch ricksténdig sind.
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IX. Bekanntmachungen

§ 42
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen werden unter der Firma der Genossenschaft verdffentlicht;
sie sind von zwei Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen (§ 22). Bekanntmachungen
des Aufsichtsrates werden unter Nennung des Aufsichtsrates vom Vorsitzenden und
bei Verhinderung von seinem Stellvertreter unterzeichnet.

(2) Bekanntmachungen, die durch Gesetz oder Satzung in einem o6ffentlichen Blatt zu
erfolgen haben, werden im Infoblaft der Inselgemeinde Juist ,Inselpost"
veroffentlicht. Die offenlegungspflichtigen Unterlagen der Rechnungslegung werden
im elekironischen Bundesanzeiger verdffentlicht.

X. Prifung der Genossenschaft, Prufungsverband

§ 43
Prifung

(1) Zwecks Feststellung der wirtschaftlichen Verhdlinisse und der OrdnungsmdaBigkeit
der Geschdaftsfuhrung sind die Einrichtungen, die Vermdgenslage sowie die
GeschaftsfUhrung der Genossenschaft einschlieBlich der Fohrung der Mitgliederliste
fUr jedes Geschdaftsjahr zu prifen.

(2) Im Rahmen der Priofung nach Abs. 1 ist der Jahresabschluss unter Einbeziehung
der BuchfUhrung und des Lageberichts zu prifen.

(3) Soweit die Genossenschaft Profungspflichten aus der Makler- und
Bautrdgerverordnung freffen, ist auch diese Prifung durchzufUhren.

(4) Die Genossenschaft ist Mitglied des Verbandes ,,Genossenschaftsverband Weser-
Ems" Sie wird von diesem PrUfungsverband geprUft.

(5) Der Vorstand der Genossenschaft ist verpflichtet, die Prifung sorgfailtig
vorzubereiten. Er hat den Priufern alle Unterlagen und geforderten AufklGrungen zu
geben, die fur die DurchfUhrung der Prifung bendtigt werden.

(6) Der Vorstand der Genossenschaft hat dem PrUfungsverband den durch die
Verfreterversammlung  festgestellten  Jahresabschluss und den Lagebericht
unverziglich mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates sowie dessen Bericht
einzureichen.

(7) Uber das Ergebnis der Prifung haben Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer
Sitzung unverziglich nach Eingang des Prifungsberichtes zu beraten. Der
Profungsverband ist berechtigt, an der Sitzung teilzunehmen. Die Organe der
Genossenschaft sind  verpflichtet, den Beanstandungen und Auflagen des
PrGfungsverbandes nachzukommen.

(8) Der Prufungsverband ist berechtigt, an den Vertreterversammlungen der
Genossenschaft teilzunehmen und darin jederzeit das Wort zu ergreifen. Er ist daher
zu allen Vertreterversammlungen fristgerecht einzuladen.
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XI. Auflosung und Abwicklung

§ 44
Auflosung und Abwicklung

(1) Die Genossenschaft wird aufgelost
a) durch Beschluss der Vertreterversammlung,
b) durch Eréffnung des Insolvenzverfahrens,

c) durch Beschluss des Gerichts, wenn die Zahl der Mitglieder weniger als
drei betragt,

d) durch die Ubrigen im Genossenschaftsgesetz genannten Fdlle.

(2) FUr die Abwicklung sind die Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes
maBgebend.

(3) Bei der Verteilung des Genossenschaftsvermdgens erhalten die Mitglieder nicht
mehr als ihr Geschaftsguthaben.

(4) Verbleibt ein Restvermdgen, so ist es nach Beschluss der Verfreterversammlung zu
verwenden.

Unterschriften der Mitglieder:

Juist, 12.10.2016

26/ 26



	VII. Rechnungslegung
	Vorbereitung der Beschlussfassung über den Jahresabschluss
	X. Prüfung der Genossenschaft, Prüfungsverband


